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Bericht 

des Haushaltsausschusses (8. Ausschuß) 
gemäß § 96 der Geschäftsordnung 


zu dem Gesetzentwurf der Bundesregierung 
— Drucksachen 12/7655 (neu), 12/8122 — 


Entwurf eines Gesetzes zu dem Übereinkommen vom 15. April 1994 
zur Errichtung der Welthandeisorganisation 


Bericht der Abgeordneten Kurt J. Rossmanith, Dr. Wolfgang Weng (Gerlingen) 
und Helmut Wieczorek (Duisburg) 


Mit dem Gesetzentwiirf ist beabsichtigt, 

— den Welthandel durch Abbau von Zöllen und 
Beseitigimg von quantitativen und nichttarifären 
Handelshemmnissen auszuweiten und zu hberali- 
sieren, 

— den drohenden weltweiten Protektionismus einzu- 
dämmen, 

— die Handelsliberalisierung auch auf Dienstleistun- 
gen zu erstrecken, 

— materielle Mindestnormen für den Schutz aller 
Formen geistiger Eigentumsrechte auch durch 
Länder, die hierzu bislang nicht verpflichtet waren, 
zu gewährleisten und 

— den GATT im multilateralen Handelssystem durch 
einen verbesserten institutioneilen Rahmen, ins- 
besondere durch Gründung der Welthandelsorga- 
nisation (WTO), zu stärken. 

Der Gesetzentwurf sieht in Artikel 1 die Zustimmung 
zu dem Abkommen zur Errichtung der Welthandels- 
organisation, das am 15. April 1994 in Marrakesch 
imterzeichnet wurde, vor. Damit stimmt die Bundes- 
republik Deutschland den Verhandlungsergebnissen 
der GATT-Uruguay-Runde zu und wird Mitglied der 
WTO. 


Die folgenden Artikel beinhalten die erforderlichen 
Änderungen des innerstaatlichen deutschen Rechts 
im Bereich 

— der Bundesrechtsanwaltsordnung, 

— des Rechtsanwaltsgesetzes, 

— des Rechtsberatungsgesetzes, 

— des Erstreckungsgesetzes und 

— der Wirtschaftsprüferordnung. 

Ferner ist die Erstreckung des Abkommens über 
Vorrechte und Befreiungen der VN-Sonderorganissa- 
tionen auf die WTO geplant. 

Abgesehen von den im Vergleich zum GATT wahr- 
scheinlich etwas höheren Beitragszahlungen zur 
Welthandelsorganisation ergeben sich aus dem Ver- 
tragsgesetz keine Kostenbelastungen. Die vereinbar- 
ten ZoUsenkungen führen zu Mindereinnahmen der 
EG. 

Die Finanzplanung des Bundes für die Folgejahre ist 
entsprechend fortzuschreiben. 

Der Gesetzentwurf ist mit der Haushaltstage des 
Bundes vereinbar. 
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Deutscher Bundestag — 12. Wahlperiode 


Bonn, den 23. Juni 1994 

Der Haushaltsausschuß 

Rudi Walther (Zierenberg) 

Vorsitzender 


Dieser Bericht wird unter dem Vorbehalt erteilt, daß 
der federführende Ausschuß für Wirtschaft keine 
Änderungen mit wesentlichen haushaltsmäßigen 
Auswirkungen beschließt. 


Kurt J. Rossmanith Dr. Wolf gang Weng (Gerlingen) Helmut Wieczorek (Duisburg) 

Berichterstatter 
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